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1 Planungsanlass / Allgemeines 

Die Stadt Rahden beabsichtigt, zur Deckung des anhaltenden Bedarfs an Wohnbaugrundstü-

cken im Zentralort Rahden neue Wohnbauflächen zu entwickeln. Hierzu soll im Bereich nörd-

lich der Osnabrücker Straße zwischen der Bundesstraße B 239 und dem vorhandenen Sied-

lungsbereich „Im Mühlenfeld“ ein neues Wohngebiet geschaffen werden. 

Grundlage der Planung ist die vom Rat der Stadt Rahden am 18.05.2017 beauftragte städte-

bauliche Rahmenplanung für den Bereich „Nördlich Osnabrücker Straße“. Die Fläche eignet 

sich aufgrund ihrer zentralen Lage, der Nähe zu Versorgungseinrichtungen, Kindergärten, 

Schulen, Freizeit- und Erholungsangeboten sowie ihrer guten verkehrlichen Anbindung in be-

sonderem Maße für eine wohnbauliche Entwicklung. 

Zur planungsrechtlichen Vorbereitung der Entwicklung wird der Bebauungsplan Nr. 100 „Nörd-

lich Osnabrücker Straße“ aufgestellt. 

 

 

2 Verfahren / Gesamtabwägung 

Der Rat der Stadt Rahden hat in seiner Sitzung am 16.07.2026 die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes Nr. 100 „Nördlich Osnabrücker Straße“ beschlossen. Für den Bebauungsplan ist 

ein zweistufiges Regelverfahren nach den Vorschriften der §§ 3 (1+2) und 4 (1+2) BauGB 

unter Einbeziehung einer Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB durchzuführen. 

In einem ersten Verfahrensschritt wurde demgemäß die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

sowie die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Zeit 

vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ durchgeführt. Zusätzlich wurde am 10.09.2026 

eine öffentliche Bürgerversammlung im Rathaus der Stadt Rahden durchgeführt. 

Nach Auswertung der Ergebnisse aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-

gung ist der Entwurf für die Dauer von mindestens dreißig Tagen im Internet zu veröffentlichen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind zu beteiligen. Demgemäß konn-

ten im Zeitraum vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ Stellungnahmen zur Planung 

abgegeben werden. 

 

 

3 Geltungsbereich / Bestand 

Das Plangebiet befindet sich im Zentralort Rahden und grenzt unmittelbar an den bestehenden 

bebauten Siedlungsbereich an, östlich der B 239 und nördlich der Osnabrücker Straße. Der 

Planungsraum umfasst eine Gesamtfläche von etwa 4,7 Hektar und beinhaltet einen Teil des 

Flurstücks 217 in der Gemarkung Rahden.  

Die betroffenen Flächen sind derzeit unbebaut und unterliegen einer ackerbaulichen Nutzung. 

Im westlichen Bereich, parallel zur Bundesstraße, verläuft eine 110-kV-Freileitung. Im Norden 

grenzt unmittelbar der bereits vollständig bebaute Siedlungsbereich „Im Mühlenfeld“ an. Im 

Westen verläuft die Diepholzer Straße (B 239). Die Erschließung des Plangebietes ist über 

einen direkten Anschluss an die im Süden verlaufende Osnabrücker Straße (K 58) geplant.  

Das Gelände weist Höhenunterschiede von rund 8,0 m auf. Insgesamt orientiert sich das Ge-

ländegefälle in westliche bis nordwestliche Richtung.  
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Geltungsbereich auf Luftbild 2024 

 

 

4 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

4.1 Landes- und Regionalplanung 

Landesentwicklungsplan 

Ziel des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) ist die Entwicklung der 

räumlichen Struktur des Landes. Es ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen 

und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang 

bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Le-

bensverhältnissen in den Teilräumen des Landes beiträgt, umzusetzen. Nach den Darstellun-

gen des LEP NRW ist Rahden als Siedlungsraum/Grundzentrum festgelegt. Die Siedlungsent-

wicklung der Gemeinden hat sich innerhalb des Siedlungsraumes bedarfsgerecht, nachhaltig 

und umweltverträglich zu vollziehen. Das Plangebiet liegt inmitten der historisch gewachsenen 

Kulturlandschaft „Minden-Lübbecker Land“. Die Vielfalt der Kulturlandschaften und des raum-

bedeutsamen kulturellen Erbes ist im besiedelten und unbesiedelten Raum zu erhalten und im 

Zusammenhang mit anderen räumlichen Nutzungen und raumbedeutsamen Maßnahmen zu 

gestalten. Ein weiteres Ziel des LEP NRW ist die flächensparende und bedarfsgerechte Sied-

lungsentwicklung. Sie ist an der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der Wirtschaft, der 

vorhandenen Infrastrukturen sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftlichen Entwick-

lungspotenzialen auszurichten. Ein Grundsatz des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-

Westfalen (LEP NRW) ist die Wiedernutzung von Brachflächen. Durch ein Flächenrecycling 
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sollen hierbei Brachflächen neuen Nutzungen zugeführt werden (s. Pkt. 6.1-8 Grundsatz LEP 

NRW). 

 

Regionalplan 

Im Regionalplan OWL sind gemäß Vorgaben des LEP NRW die möglichen Standorte der künf-

tigen Siedlungsentwicklung in der Region festgelegt. Die Flächen umfassen sowohl die vor-

handenen Siedlungsflächen als auch ein Flächenangebot für künftige Siedlungsnutzungen 

und werden durch die Festlegung von Flächenkontingenten für Wohnbau- und Wirtschaftsflä-

chen ergänzt. Die Siedlungsbereiche wurden nach planerischen Kriterien, unter Berücksichti-

gung des errechneten Bedarfs für Wohnungsbau- und Wirtschaftsflächen, sowie der gemeind-

lichen Entwicklungsabsichten und unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben zeichnerisch 

festgelegt. Zu den planerischen Kriterien gehören insbesondere 

− das Freihalten von Freiraumbereichen, die dem Natur- und Landschaftsschutz, der Land- und 

Forstwirtschaft, der Erholung, dem Verkehr oder dem Abbau von Bodenschätzen vorbehalten 

sind,  

− die Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf zentrale Siedlungsbereiche mit einer gebündel-

ten Infrastrukturausstattung und  

− die Berücksichtigung der Erfordernisse von Klimaschutz- und -anpassung und dem Schutz der 

Kulturlandschaften sowie 

− Netzausbau und Transportleitungen. 

 

Gemäß zeichnerischer Darstellung des Regionalplans OWL liegt das Plangebiet innerhalb des 

Allgemeinen Siedlungsbereiches (ASB) von Rahden. Die allgemeinen Siedlungsbereiche sind 

als Vorranggebiete festgelegt. In ihnen sind Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, 

Wohnfolgeeinrichtungen, öffentliche und private Dienstleistungen, siedlungszugehörige Grün-

, Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen als raumbedeutsame Nutzungen vorgesehen (s. S1 -

Ziel- RP OWL).  

Im Rahmen der bauleitplanerischen Umsetzung von bisher unbebauten Freiflächen innerhalb 

von allgemeinen Siedlungsbereichen sollen neue Siedlungsflächen möglichst unmittelbar an 

vorhandene, im Flächennutzungsplan für bauliche oder verkehrliche Nutzungen dargestellte 

Flächen angeschlossen werden (s. S2 -Grundsatz- RP OWL). Als Beitrag zur Sicherstellung 

einer flächensparenden Siedlungsentwicklung soll bei der bauleitplanerischen Umsetzung der 

allgemeinen Siedlungsbereiche eine möglichst hohe Bebauungsdichte angestrebt werden. 

Hierzu sollen die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung an den in der jeweils gültigen 

BauNVO genannten Orientierungswerten ausgerichtet werden, soweit dies mit den städtebau-

lichen Belangen vereinbar ist (s. S3 -Grundsatz- RP OWL). 

Die Gemeinden dürfen neue Bauflächen oder Baugebiete für Wohnbaunutzungen auf bisher 

für Siedlungszwecke nicht genutzten Freiflächen nur darstellen, wenn die vorhandenen freien 

Flächenreserven des Flächennutzungsplans an Bauflächen und Baugebieten für Wohn-

baunutzungen mit einer zusammenhängenden Flächengröße von mehr als 2.000 m2 für ein 

bedarfsgerechtes Angebot an Wohnbauflächen nicht ausreichen oder aus städtebaulichen 

Gründen für eine Nutzung nicht verfügbar gemacht werden können. Dabei dürfen die für die 

jeweilige Kommune als Obergrenze festgelegten Flächenkontingente für Wohnbauflächen (für 

Rahden 17 ha Bruttobauland) nicht überschritten werden (s. S9 -Ziel- RP OWL). 
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Ausschnitt aus dem Regionalplan OWL  

[© Kreis Minden-Lübbecke, 2024] 

 

Fazit 

Die im Landesentwicklungsplan (LEP NRW) und im Regionalplan aufgeführten Ziele und 

Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung müssen von der Stadt beachtet werden. 

Mit der Planung soll in Rahden neuer Wohnraum geschaffen werden. Für die Bereitstellung 

von neuem Wohnraum wird die Inanspruchnahme intensiv genutzter landwirtschaftlicher Flä-

chen (Acker) im Außenbereich, unmittelbar angrenzend an den bebauten Siedlungsbereich 

von Rahden, erforderlich, da innerhalb der Ortslage dem freien Markt keine Bauflächenreser-

ven zur Verfügung stehen. Durch die Planung soll der Siedlungsbereich städtebaulich abge-

rundet und dem Bedarf entsprechend erweitert werden. Rahden ist als Grundzentrum ausge-

wiesen. Mit der Planung wird somit dem Ziel des LEP NRW entsprochen, Siedlungsentwick-

lungen innerhalb des Siedlungsraumes zu vollziehen. 

In der Stadt Rahden besteht eine anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken. Die 

vorbereitenden Planungsschritte für den letzten Bauabschnitt „Kleinendorf - 2. Erweiterung 

Holunderweg“ sind abgeschlossen, so dass die Vermarktung in absehbarer Zeit beginnen 

kann. Mit der geplanten Siedlungserweiterung im Bereich der Osnabrücker Straße wird die 

Entwicklung der Stadt Rahden innerhalb des allgemeinen Siedlungsbereiches zielgerichtet 

fortgeführt (s. Kap. 6 der Begründung „Städtebauliches Planungsziel“). Die Bevölkerungsent-

wicklung wird berücksichtigt. Rahden wird als Siedlungsschwerpunkt erhalten, weiterentwi-

ckelt und die optimale Nutzung und Auslastung der umfangreich vorhandenen Infrastruktur-

einrichtungen gewährleistet.  

 

Im Zuge der parallelen 89. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt neben der Auswei-

sung von Wohnbauflächen für das Plangebiet eine Bereinigung um nicht entwickelbare Bau-

flächen. Dadurch können die Flächenreserven im Siedlungsflächenmonitoring (SFM) aktuali-

siert werden. 
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4.2 Hochwasserschutz / Starkregenereignisse 

Der Bundesraumordnungsplan „Hochwasserschutz“ BRPH (in der aktuell gültigen Fassung) 

hat das Ziel, länderübergreifend die von Starkregen und Hochwasser ausgehenden Gefahren 

zu verringern. Gemäß § 1 (4) BauGB besteht die Verpflichtung, die im BRPH festgelegten 

Ziele zu beachten und die Grundsätze im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Die 

Hochwasserkarten des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (BKG) stellen eine Über-

sicht zur Verfügung, wo sich Überschwemmungsgebiete befinden bzw. wie stark sich Starkre-

genereignisse außerhalb von Fließgewässern auswirken können.  

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines Überschwemmungsgebietes (gem. § 76 

Abs. 1 WHG) und nicht innerhalb eines Gefahren- bzw. Risikogebietes außerhalb von Über-

schwemmungsgebieten (gem. § 78 b WHG).  

Mit fortschreitendem Klimawandel ist eine Zunahme der Gefährdung durch Starkregenereig-

nisse zu erwarten. Unter Starkregen wird allgemein eine große Regenmenge innerhalb sehr 

kurzer Zeit verstanden. Diese Regenmengen übersteigen oftmals die Leistungsfähigkeit kom-

munaler Entwässerungsanlagen (z. B. Abwasserkanäle) und können bei ihrem Abfluss über 

die Geländeoberflächen erhebliche Schäden anrichten. Die „Hinweiskarte Starkregengefah-

ren“ des BKG bietet dabei einen Überblick über die Gefahrenbereiche bei Starkregenereignis-

sen. Die Karte enthält Daten über die maximale Überflutungstiefe, die maximalen Fließge-

schwindigkeiten sowie die Fließrichtung für ein außergewöhnliches (100-jährlich) regional dif-

ferenziert nach DWD KOSTRA-Daten und ein extremes Niederschlagsereignis (hN = 100 

mm/h). Die Starkregenhinweiskarte gibt für den Bereich des Plangebietes folgendes an: 

• Fließgeschwindigkeit extrem: 0,2 m/s bis - < 0,5 m/s 

• Überflutungstiefe extrem: 10 cm bis < 30 cm  

 

 
Hinweiskarte Starkregengefahren mit Darstellung Plangebiet: © BKG (2025) dl-de/by-2-0 Datenquel-

len: https://sgx.geodatenzentrum.de/web_public/gdz/datenquellen/datenquellen_topplusopen.html 
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Im Rahmen einer wasserwirtschaftlichen Vorplanung (IPW, s. Anlage) wurden die vorgenann-

ten Rahmenbedingungen berücksichtigt und Lösungsvorschläge für eine schadlose Nieder-

schlagswasserbeseitigung aufgezeigt.  

Zur Verringerung des Überflutungsrisikos bei Starkregenereignissen wird die Entwässerungs-

planung so gestaltet, dass anfallendes Oberflächenwasser kontrolliert über das Straßennetz 

und weitere oberflächige Notwasserwege den zentralen Versickerungs- und Rückhalteberei-

chen zugeführt werden kann. Aufgrund der Geländetopografie erfolgt die Ableitung in Richtung 

des westlichen Plangebietsrandes, der den tiefsten Bereich des Plangebietes bildet. 

Die Gebäude sind oberhalb des Straßenniveaus zu errichten. Grundstücksentwässerungsan-

lagen sind an die geplante Regenwasserkanalisation bzw. die vorgesehenen Versickerungs-

anlagen anzuschließen und mit einem oberflächigen Notüberlauf zu versehen. Dadurch kann 

bei außergewöhnlichen Niederschlagsereignissen Regenwasser schadlos auf geeignete Be-

reiche abgeleitet werden. Für Grundstücke mit mehr als 800 m² abflusswirksamer Fläche ist 

gemäß DIN 1986-100 ein Überflutungsnachweis zu erbringen. Hierdurch wird sichergestellt, 

dass bei Überlastung der Entwässerungsanlagen anfallendes Niederschlagswasser auf dem 

jeweiligen Grundstück schadlos zurückgehalten werden kann. Insgesamt wird durch die vor-

gesehenen Maßnahmen das Risiko von Überflutungen innerhalb des Plangebietes deutlich 

reduziert. 

 

 

4.3 Flächennutzungsplan (F-Plan) 

Entsprechend § 8 (2) BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-

ckeln. Im Flächennutzungsplan der Stadt Rahden sind für den Bereich des Bebauungsplanes 

Flächen für die Landwirtschaft mit Siedlungsschwerpunkt dargestellt. Damit ist die geplante 

Siedlungserweiterung derzeit nicht möglich. Der Flächennutzungsplan der Stadt Rahden wird 

daher dahingehend geändert, dass die Darstellungen vollständig denen des vorliegenden Be-

bauungsplanes entsprechen (Fläche für die Landwirtschaft -> Wohnbauflächen und Grünflä-

chen) und somit dem Entwicklungsgebot gemäß BauGB vollständig Rechnung getragen wird. 

 

 
Ausschnitt F-Plan Stadt Rahden  

mit Kennzeichnung B-Plan-Geltungsbereich 
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4.4 Bebauungsplan (B-Plan) / sonstige Satzungen 

Für das Plangebiet liegen keine rechtskräftigen Bebauungspläne oder sonstigen Satzungen 

vor. 

 

Im Norden grenzt unmittelbar der Geltungsbereich des B-Planes Nr. 56 „Südliches Wester-

feld“ an. Dieser ist 1998 in Kraft getreten. Als Art der baulichen Nutzung sind allgemeine 

Wohngebiete festgesetzt.  

Südöstlich, südlich der Osnabrücker Straße befindet sich der Geltungsbereich des B-Planes 

Nr. 51 „Hohes Feld“. Dieser ist 1995 in Kraft getreten. Als Art der baulichen Nutzung sind 

allgemeine Wohngebiete festgesetzt.  

Südlich, im Bereich des Zubringers zur B 239 befindet sich der Geltungsbereich des B-Planes 

Nr. 106 „Gewerbegebiet Rahden-West“. Dieser ist 2025 in Kraft getreten. Als Art der bauli-

chen Nutzung sind Gewerbegebiete festgesetzt. 

 

 
Übersicht angrenzende B-Pläne mit Kennzeichnung Plangebiet 

 

 

5 Immissionsschutz 

5.1 Vorbelastung durch verkehrliche Schallimmissionen 

Das Plangebiet wird von der Diepholzer Straße (B 239) im Westen und der Osnabrücker 

Straße (K 58) im Süden beeinflusst. Von den genannten Verkehrsflächen gehen Lärmemissi-

onen aus. In Bezug auf den Verkehrslärm wurde eine schalltechnische Beurteilung durchge-

führt (IPW 2019). Unter Berücksichtigung von Lärmschutzmaßnahmen ist die Entwicklung des 

Baugebiets „Osnabrücker Straße“ aus schalltechnischer Sicht möglich. Die ermittelten Über-

schreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 Tags und Nachts können mit passiven 

und aktiven Lärmschutzmaßnahmen bewältigt werden: 

- Lärmschutzwall innerhalb der öffentlichen Grünflächen entlang der B 239 

- passiver Lärmschutz an Gebäuden entsprechend der Lärmpegelbereiche 

Der Schutz der Bevölkerung vor Schallimmissionen kann damit gewährleistet werden. Die Er-

haltung gesunder Wohnverhältnisse ist in ausreichendem Maße möglich. 
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Eine Überprüfung der Ergebnisse ist derzeit in Bearbeitung. Sofern erforderlich werden diese 

im Entwurf des B-Planes entsprechend aktualisiert. 

 

 

5.2 Vorbelastung durch gewerbliche u. sportliche Schallimmissionen 

Südlich der Osnabrücker Straße (K 58) befindet sich das Autohaus Ortgies mit Werkstatt. Auf-

grund der Entfernung von rund 250 m wird nicht von erheblichen Beeinträchtigungen auf das 

Plangebiet ausgegangen. Darüber hinaus sind im Umkreis zum Plangebiet keine weiteren ge-

werblichen Nutzungen vorhanden, die einen Einfluss auf die geplante Wohnnutzung haben 

könnten. Sportanlagen sind im näheren Umfeld zum Plangebiet ebenfalls nicht vorhanden. 

 

 

5.3 Vorbelastung durch landwirtschaftliche Immissionen 

Das Plangebiet befindet sich in einem ländlich geprägten Raum, in dem es zwangsläufig zu 

gewissen landwirtschaftsspezifischen Immissionen (Gerüche, Geräusche, Stäube) kommt, die 

aus der Nutztierhaltung bzw. der Bewirtschaftung umliegender Acker- und Grünlandflächen 

resultieren. Letzteres kann jahreszeitlich und witterungsbedingt auch an Sonn- und Feiertagen 

sowie in den Nachtstunden auftreten. Diese Immissionen sind in ländlichen Gebieten ortsüb-

lich, unvermeidbar und insofern zu tolerieren. Sie führen jedoch nicht zu ungesunden Wohn-

verhältnissen. Landwirtschaftliche Hofstellen mit Nutztierhaltung befinden sich nicht im Einwir-

kungsbereich zum Plangebiet. 

 

 

6 Standortbegründung 

Das Plangebiet befindet sich am südwestlichen Rand des Zentralortes Rahden zwischen der 

Osnabrücker Straße, der Bundesstraße B 239 und dem bestehenden Siedlungsbereich „Im 

Mühlenfeld“. Aufgrund seiner Lage stellt der Bereich eine besonders geeignete Entwicklungs-

fläche für die wohnbauliche Siedlungsentwicklung der Stadt Rahden dar. Die Fläche zeichnet 

sich durch ihre Nähe zu den Einrichtungen der Daseinsvorsorge aus. Versorgungsangebote, 

Schulen, Kindergärten, medizinische Einrichtungen sowie Freizeit- und Erholungsflächen sind 

vom Plangebiet aus gut erreichbar. Gleichzeitig ist durch die Anbindung an die Osnabrücker 

Straße sowie die Bundesstraße B 239 eine gute verkehrliche Erreichbarkeit gewährleistet. 

 

Die geplante Wohnbauentwicklung schließt unmittelbar an vorhandene Siedlungsstrukturen 

an und ermöglicht eine geordnete Erweiterung des Siedlungsbereiches. Darüber hinaus ist die 

Fläche bereits im Regionalplan als allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt und wurde 

im Rahmen der städtebaulichen Rahmenplanung als zentrale Entwicklungsfläche für den 

Wohnungsbau identifiziert. Die vorhandenen topographischen und erschließungstechnischen 

Rahmenbedingungen ermöglichen zudem eine wirtschaftliche und abschnittsweise Entwick-

lung des Gebietes. 

 

Auch wenn das Plangebiet formal nicht im engeren Sinne als „Innenbereich“ gemäß § 34 

BauGB gilt, handelt es sich um eine siedlungsnahe Arrondierungsfläche. Eine Nachverdich-

tung innerhalb der bestehenden Wohngebiete ist bereits in weiten Teilen erfolgt bzw. stößt an 
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städtebauliche, funktionale oder soziale Grenzen (z. B. gewachsene Quartiersstrukturen, feh-

lende Grundstücksverfügbarkeit). Die Entwicklung des vorliegenden Plangebiets stellt daher 

einen Beitrag zur „qualitativen Innenentwicklung“ im weiteren Sinne dar. S ie ermöglicht die 

abrundende Ergänzung der bestehenden Siedlungsstruktur, die Schaffung neuen Wohnraums 

ohne Zersiedelung sowie die Stärkung bestehender Versorgungsinfrastrukturen durch eine 

maßvolle Nachverdichtung am Siedlungsrand. Die Stadt Rahden folgt mit dieser Planung den 

Grundsätzen des § 1 (5) BauGB zur nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung.  

 

 
Städtebauliche Konzeption mit Nahversorger (Drees & Huesmann 2018) 

 

 

7 Städtebauliche Planungsziele 

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 100 „Nördlich Osnabrücker Straße“ ist die 

Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines attraktiven und 

bedarfsgerechten Wohngebietes im Zentralort Rahden. Hierdurch soll dem anhaltenden Be-

darf an Wohnbaugrundstücken für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen Rechnung getragen 

werden. 

Das Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt und soll insbesondere dem 

Wohnen dienen. Durch den Ausschluss störender bzw. gebietsuntypischer Nutzungen wird die 

Entwicklung eines ruhigen und hochwertigen Wohnumfeldes sichergestellt. Die Festsetzungen 

zur Beschränkung der Wohnungsanzahl je Gebäude unterstützen den angestrebten Charakter 

eines überwiegend durch Einfamilienhäuser, Doppelhäuser und andere kleinteilige Wohnfor-

men geprägten Wohngebietes. 

Ein weiteres Planungsziel besteht in der Schaffung eines städtebaulich geordneten und land-

schaftsgerecht eingebundenen Quartiers. Hierzu werden öffentliche Grünflächen zur Regen-

wasserbewirtschaftung, für Ausgleichsmaßnahmen sowie zur Anlage eines Lärmschutzwalls 

entlang der Bundesstraße B 239 festgesetzt. Die Vorgaben zur Begrünung privater Grundstü-

cke tragen zusätzlich zur ökologischen Aufwertung sowie zur Durchgrünung des Wohngebie-

tes bei. 

Darüber hinaus sollen durch Maßnahmen zur Regenwasserversickerung, zur Begrenzung ver-

siegelter Flächen und zum baulichen Schallschutz die Anforderungen an eine nachhaltige und 
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umweltverträgliche Siedlungsentwicklung berücksichtigt werden. Insgesamt verfolgt die Pla-

nung das Ziel, ein qualitätsvolles Wohnquartier mit einer geordneten Erschließung, hoher 

Wohn- und Aufenthaltsqualität sowie einer langfristig tragfähigen städtebaulichen Struktur zu 

entwickeln. 

 

 
Bebauungs- und Erschließungsvorschlag zum „Baugebiet Osnabrücker Straße“ 

(Drees & Huesmann Mai 2022) 

 

 

8 Zeichnerische und textliche Festsetzungen des Bebauungsplanes 

8.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung wird das Plangebiet als allgemeines Wohnge-

biet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Mit der Festsetzung soll die Entwicklung eines 

attraktiven Wohnquartiers mit unterschiedlichen Wohnformen ermöglicht werden. Die geplan-

ten Baugrundstücke eignen sich insbesondere für Einfamilienhäuser, Doppelhäuser sowie 

Wohnformen für unterschiedliche Altersgruppen. 

Zur Sicherung der Wohnqualität und zur Vermeidung von Nutzungskonflikten werden einzelne 

gemäß § 4 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise zulässige Nutzungen ausgeschlossen. 

Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe werden ausge-

schlossen, da sie aufgrund zusätzlicher Verkehre, Lieferverkehre und betrieblicher Aktivitäten 

dem angestrebten Charakter eines ruhigen Wohngebietes entgegenstehen können. 

Ebenso werden die ausnahmsweise zulässigen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anla-

gen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungs-

planes. Diese Nutzungen entsprechen weder den städtebaulichen Zielsetzungen noch der vor-

gesehenen Wohnnutzung und könnten zu einer Beeinträchtigung der Wohn- und Aufenthalts-

qualität führen. 
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8.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 BauNVO i. V. m. § 17 BauNVO wird durch die 

Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4, der zulässigen Zahl der Vollgeschosse 

sowie der maximalen Firsthöhe bestimmt. 

Mit der festgesetzten GRZ wird eine dem Standort angemessene bauliche Verdichtung ermög-

licht und gleichzeitig ein ausreichender Anteil an Freiflächen auf den Grundstücken gesichert. 

Die nach § 19 (4) BauNVO zulässige Überschreitung der Grundfläche um bis zu 50 % für 

Garagen, Stellplätze, Zufahrten und Nebenanlagen gewährleistet eine funktionale Nutzung der 

Grundstücke. 

Die Begrenzung auf maximal zwei Vollgeschosse entspricht dem angestrebten Charakter ei-

nes durch Einfamilien- und Doppelhäuser geprägten Wohngebietes. Gleichzeitig wird eine ver-

trägliche Einbindung in die umgebenden Siedlungsstrukturen gewährleistet. 

Zur Sicherung einer einheitlichen städtebaulichen Entwicklung wird die maximale Firsthöhe 

auf 9,0 m begrenzt. Hierdurch werden einerseits zeitgemäße Wohngebäude ermöglicht, an-

dererseits überdimensionierte Baukörper vermieden und ein harmonisches Ortsbild gewähr-

leistet. 

 

 

8.3 Bauweise, überbaubare / nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Für das Plangebiet wird eine offene Bauweise festgesetzt. Diese Festsetzung entspricht dem 

städtebaulichen Ziel, ein aufgelockertes Wohngebiet mit überwiegend freistehenden Einfami-

lienhäusern und Doppelhäusern zu entwickeln. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt. Hierdurch wird 

eine geordnete städtebauliche Entwicklung sichergestellt und zugleich ein ausreichender 

Spielraum für die individuelle Ausgestaltung der Bauvorhaben geschaffen. 

Um ein einheitliches Straßenbild zu fördern und die Vorgartenbereiche von baulichen Anlagen 

freizuhalten, sind Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen innerhalb der nicht überbau-

baren Grundstücksflächen zwischen Straßenverkehrsfläche und Baugrenze ausgeschlossen. 

Dadurch wird zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität und zur städtebaulichen Aufwertung 

des Straßenraumes beigetragen. 

 

 

8.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

Im Plangebiet werden je Einzelhaus, Doppelhaushälfte und Hausgruppeneinheit maximal zwei 

Wohnungen zugelassen. Diese Festsetzung dient der Sicherung des angestrebten Gebiets-

charakters eines überwiegend durch Ein- und Zweifamilienhäuser geprägten Wohngebietes. 

Gleichzeitig wird eine dem Standort angemessene Wohnnutzung ermöglicht und eine Über-

lastung der Erschließungsanlagen sowie der ruhenden Verkehrsflächen vermieden. Die Fest-

setzung eröffnet dennoch ausreichend Flexibilität für unterschiedliche Wohnformen, beispiels-

weise für Mehrgenerationenwohnen oder Einliegerwohnungen. 
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8.5 Verkehrsflächen / Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Osnabrücker Straße. Von dort 

wird eine zentrale Haupterschließungsstraße in das Baugebiet geführt. Die innere Erschlie-

ßung ist als Ringerschließung konzipiert, von der aus die einzelnen Baugrundstücke direkt 

erschlossen werden. Im nordwestlichen Bereich wird die Ringstraße an die bestehende Straße 

„Im Mühlenfeld“ angebunden. Hierdurch wird eine leistungsfähige Erschließung des Wohnge-

bietes sowie eine Verbesserung der innerörtlichen Vernetzung erreicht. Ergänzend ist zur Er-

schließung einzelner rückwärtiger Grundstücke eine Stichstraße vorgesehen. Damit kann eine 

zweckmäßige und wirtschaftliche Erschließung der Hinterliegergrundstücke sichergestellt wer-

den. 

 

Zur Förderung der Fuß- und Radwegeverbindungen werden darüber hinaus mehrere Ver-

kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung „Rad- und Gehweg“ festgesetzt. Zwei Wegever-

bindungen führen in westlicher bzw. südwestlicher Richtung in die angrenzenden öffentlichen 

Grünflächen und verbessern deren Erreichbarkeit für die zukünftigen Bewohner. Eine weitere 

Wegeverbindung wird in östlicher Richtung festgesetzt und dient als Anschlussmöglichkeit für 

eine künftige Erweiterung des Wohngebietes. Darüber hinaus wird eine Wegeverbindung in 

nordöstlicher Richtung vorgesehen, die eine direkte Anbindung an den bestehenden Sied-

lungsbereich „Im Mühlenfeld“ gewährleistet und die Vernetzung des neuen Wohnquartiers mit 

den vorhandenen Wohngebieten stärkt. 

 

Die Erschließungsstruktur orientiert sich an der städtebaulichen Rahmenplanung sowie an den 

topographischen und entwässerungstechnischen Gegebenheiten des Standortes. Gleichzeitig 

berücksichtigt die Planung die Möglichkeit einer späteren Erweiterung des Baugebietes in öst-

licher Richtung. Die Anordnung der Verkehrsflächen ermöglicht es, die vorgesehenen Ver- und 

Entsorgungsleitungen sowie die Niederschlagswasserableitung zukunftsfähig auszubauen 

und bei einer Gebietserweiterung fortzuführen. Die vorgesehenen Verkehrsflächen gewähr-

leisten eine leistungsfähige Erschließung aller Baugrundstücke sowie die Erreichbarkeit für 

Ver- und Entsorgungsfahrzeuge, den Rettungsdienst und die Feuerwehr. Darüber hinaus 

schaffen die Ringstruktur, die zusätzliche Anbindung an die Straße „Im Mühlenfeld“ sowie die 

ergänzenden Fuß- und Radwegeverbindungen eine hohe Verkehrsflexibilität und tragen zu 

einer guten inneren und äußeren Vernetzung des Wohngebietes bei. 

 

 

8.6 Öffentliche Grünflächen 

Entlang der Bundesstraße B 239 werden öffentliche Grünflächen festgesetzt. Diese erfüllen 

mehrere funktionale und städtebauliche Aufgaben. Die Flächen dienen insbesondere der Re-

genwasserbewirtschaftung durch die Anlage von Versickerungsmulden sowie der Umsetzung 

erforderlicher Ausgleichsmaßnahmen. Darüber hinaus wird innerhalb der Grünflächen die Er-

richtung eines Lärmschutzwalls ermöglicht, der dem Schutz der zukünftigen Wohnbebauung 

vor Verkehrslärm dient. Innerhalb der festgesetzten Grünflächen verläuft zudem eine 110-kV-

Freileitung einschließlich eines beidseitig jeweils 20 m breiten Schutzstreifens. Die Abgren-

zung der öffentlichen Grünflächen berücksichtigt die Anforderungen des Leitungsbetreibers 

sowie die erforderlichen Schutzabstände. Durch die Festsetzung als Grünfläche werden Nut-

zungskonflikte mit der Hochspannungsleitung vermieden und die dauerhafte Zugänglichkeit 
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sowie Betriebssicherheit der Leitung sichergestellt. Die innerhalb der Grünfläche vorgesehe-

nen Anlagen zur Niederschlagswasserbewirtschaftung, insbesondere die Versickerungsmul-

den, sind grundsätzlich mit der Funktion des Schutzstreifens vereinbar. Die konkrete Lage und 

Ausgestaltung der Anlagen sind im Rahmen der Erschließungs- und Ausführungsplanung un-

ter Berücksichtigung der Anforderungen des Leitungsbetreibers festzulegen. Dabei sind ins-

besondere die Belange der Leitungssicherheit, der Maststandorte und der dauerhaften Zu-

gänglichkeit zu berücksichtigen. Gleiches gilt für den vorgesehenen Lärmschutzwall entlang 

der B 239. Dessen konkrete Ausbildung und Höhenlage sind mit den Anforderungen der 110-

kV-Freileitung und den erforderlichen Sicherheitsabständen abzustimmen. Die Ausführungs-

planung hat sicherzustellen, dass die Funktion und Sicherheit der Hochspannungsleitung dau-

erhaft gewährleistet bleiben. 

Gleichzeitig schaffen die Grünflächen einen räumlichen Übergang zwischen der Wohnbebau-

ung und den angrenzenden Verkehrs- und Freiraumbereichen und tragen zur landschaftlichen 

Einbindung des Baugebietes bei. Durch die Bündelung der Funktionen Lärmschutz, Regen-

wasserbewirtschaftung, Ausgleichsmaßnahmen und Leitungsschutz entsteht ein multifunktio-

naler Grünzug, der sowohl technische als auch ökologische und städtebauliche Anforderun-

gen erfüllt. 

 

 

8.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft 

Zur Minimierung der Auswirkungen auf den Naturhaushalt werden Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Hierzu wird be-

stimmt, dass Zufahrten, Wege und Stellplatzflächen auf das notwendige Maß zu beschränken 

und möglichst in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen sind. Durch die Verwendung ver-

sickerungsfähiger Materialien kann der Oberflächenabfluss reduziert und die natürliche Grund-

wasserneubildung gefördert werden. Die Festsetzung trägt dazu bei, den Versiegelungsgrad 

innerhalb des Baugebietes zu begrenzen und die Eingriffe in die natürlichen Bodenfunktionen 

zu minimieren. 

 

 

8.8 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Plangebiet wird durch Verkehrslärm der Bundesstraße B 239 und der Osnabrücker Straße 

K 58 beeinflusst. Daher sind aktive und passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich, um ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sicherzustellen. Grundlage der Festsetzungen bildet ein 

schalltechnisches Gutachten (IPW 2019). Für die einzelnen Teilbereiche des Plangebietes 

werden entsprechende Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 festgesetzt. Hieraus ergeben 

sich Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile künftiger Gebäude. Zum 

Schutz von Schlaf- und Kinderzimmern wird zusätzlich der Einbau schallgedämmter Lüftungs-

einrichtungen vorgeschrieben, sofern eine ausreichende Belüftung bei geschlossenen Fens-

tern erforderlich ist.  
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Ergänzend wird entlang der Bundesstraße B 239 innerhalb der öffentlichen Grünfläche die 

Errichtung eines mindestens 3,0 m hohen und rund 440 m langen Lärmschutzwalls festge-

setzt. Dieser übernimmt als aktive Schallschutzmaßnahme eine wesentliche Funktion bei der 

Reduzierung der Verkehrslärmbelastung innerhalb des Wohngebietes. 

 

Eine Überprüfung der Ergebnisse ist derzeit in Bearbeitung. Sofern erforderlich werden diese 

im Entwurf des B-Planes entsprechend aktualisiert. 

 

 

8.9 Anpflanzen von Bäumen 

Zur Förderung der Durchgrünung des Wohngebietes sowie zur Verbesserung des Orts- und 

Landschaftsbildes wird festgesetzt, dass auf jedem Baugrundstück mindestens zwei klein- 

oder schmalkronige Laubbäume anzupflanzen sind. Die Anpflanzungen leisten einen wichti-

gen Beitrag zur ökologischen Aufwertung des Baugebietes. Sie verbessern das Mikroklima, 

fördern die biologische Vielfalt und tragen zur Rückhaltung von Niederschlagswasser bei. Die 

Bäume sind spätestens in der auf die Fertigstellung der Hauptgebäude folgenden Pflanzperi-

ode anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Dadurch wird 

langfristig eine qualitätsvolle und nachhaltige Durchgrünung des Wohngebietes sichergestellt. 

 

 

9 Städtebauliche Daten 

Geplante Nutzung des Geltungsbereiches Fläche [m²] 

• Nettobauland - allgemeines Wohngebiet (WA), davon 

o überbaubare Grundstücksfläche (GRZ 0,4 + 50 % 

Überschreitung = 60 % des Nettobaulands) 

o nicht überbaubare Grundstücksfläche 

• Straßenverkehrsflächen 

• Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: R +G 

• Öffentliche Grünflächen 

24.471 

 

 

 

6.601 

598 

15.171 

 

 

14.683 

9.788 

 

 

 

Summe 46.841  

 

 

10 Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 BauO NRW 2018 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung sowie zur Schaffung eines at-

traktiven, durchgrünten und klimaanpassungsfähigen Wohngebietes werden gemäß § 9 (4) 

BauGB örtliche Bauvorschriften in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Festsetzungen die-

nen der Gestaltung des Wohnumfeldes, der Sicherstellung ausreichender Stellplatzkapazitä-

ten sowie einem nachhaltigen Umgang mit Niederschlagswasser. 

 

Stellplätze: Für jede zulässige Wohnung sind auf dem jeweiligen Baugrundstück mindestens 

zwei Stellplätze nachzuweisen. Die Festsetzung trägt den Mobilitätsanforderungen der zukünf-

tigen Bewohner Rechnung und soll eine ausreichende Zahl privater Stellplätze sicherstellen. 
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Da es sich um ein überwiegend durch Ein- und Zweifamilienhäuser geprägtes Wohngebiet 

handelt, ist erfahrungsgemäß von einem erhöhten privaten Stellplatzbedarf auszugehen. 

Durch die Festsetzung soll verhindert werden, dass Fahrzeuge dauerhaft im öffentlichen Stra-

ßenraum abgestellt werden und dadurch die Verkehrs- und Aufenthaltsqualität innerhalb des 

Wohngebietes beeinträchtigt wird. 

 

Gestaltung der Einfriedungen: Zur Sicherung eines einheitlichen und grünen Straßenbildes 

werden für Einfriedungen im Vorgartenbereich besondere Gestaltungsvorgaben getroffen. Zu-

lässig sind ausschließlich Hecken aus standortgerechten Gehölzen sowie Eiben und Lärchen. 

Die maximale Höhe von 0,80 m gewährleistet eine offene Gestaltung der Vorgartenbereiche 

und verhindert eine abschottende Wirkung gegenüber dem öffentlichen Raum. Die Festset-

zung dient der Förderung eines freundlichen Ortsbildes und unterstützt die angestrebte Durch-

grünung des Wohngebietes. Gleichzeitig tragen begrünte Einfriedungen zur ökologischen Auf-

wertung des Siedlungsraumes bei. Ergänzende Zäune oder sonstige Einfriedungselemente 

sind zulässig, soweit diese optisch hinter der Heckenpflanzung zurücktreten. 

 

Versickerung von Niederschlagswasser auf den Privatgrundstücken: Die Festsetzungen zur 

Niederschlagswasserbewirtschaftung dienen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung sowie 

der Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Ziel ist es, den natürlichen Wasserhaushalt 

möglichst zu erhalten, die öffentliche Entwässerungsinfrastruktur zu entlasten und die Grund-

wasserneubildung zu fördern. Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlags-

wasser ist daher dezentral auf den jeweiligen Grundstücken über oberflächennahe Versicke-

rungsanlagen, beispielsweise Mulden oder Mulden-Rigolen-Systeme, zu versickern. Hier-

durch wird der oberflächige Abfluss reduziert und gleichzeitig das Risiko von Überlastungen 

der Entwässerungssysteme bei Starkregenereignissen verringert. Darüber hinaus wird festge-

setzt, dass das auf den Dachflächen anfallende Niederschlagswasser zunächst in Zisternen 

zurückzuhalten ist. Die Speicherung und mögliche Nutzung des Regenwassers reduziert den 

Trinkwasserverbrauch und trägt zu einer zeitlich verzögerten Einleitung beziehungsweise Ver-

sickerung des Niederschlagswassers bei. Die festgelegten Mindestvolumina gewährleisten 

eine wirksame Regenwasserrückhaltung auch bei größeren Niederschlagsereignissen. Insge-

samt leisten die Regelungen zur Regenwasserbewirtschaftung einen wichtigen Beitrag zum 

vorbeugenden Hochwasser- und Überflutungsschutz sowie zur klimaangepassten Entwick-

lung des neuen Wohngebietes. 

 

Ordnungswidrigkeiten: Zur Sicherstellung der Einhaltung der örtlichen Bauvorschriften wird auf 

die Ordnungswidrigkeitsregelung des § 86 BauO NRW 2018 verwiesen. Verstöße gegen die 

Festsetzungen zu den Stellplätzen, zur Gestaltung von Einfriedungen und zur Versickerung 

von Niederschlagswasser können als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. Die Regelung 

dient der Durchsetzung der mit den örtlichen Bauvorschriften verfolgten städtebaulichen und 

gestalterischen Ziele. 
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11 Technische Erschließung 

11.1 Elektrizitäts-, Wärme- und Wasserversorgung, Telekommunikation 

Die Elektrizitäts-, Wärme-, Wasser- und Telekommunikationsversorgung des Plangebiets wird 

durch einen Anschluss an die vorhandenen Netze bzw. neue Energieträger sichergestellt. Der 

Ausbau der Leitungsnetze wird, sofern erforderlich, rechtzeitig mit den jeweiligen Versor-

gungsträgern abgestimmt. 

 

 

11.2 Vorbeugender Brandschutz 

Der vorbeugende Brandschutz gewährleistet den Schutz von Menschen, Gebäuden und Inf-

rastruktur vor Brandgefahren. Durch die Einhaltung der geltenden bauordnungsrechtlichen 

Vorschriften und technischen Regelwerke werden Gefahren durch Brände frühzeitig minimiert.  

Die Belange des vorbeugenden Brandschutzes sind bei der Umsetzung der Planung zu be-

rücksichtigen. Die verkehrlichen Erschließungsanlagen sind so auszubilden, dass sie den An-

forderungen für den Einsatz von Feuerwehr- und Rettungsfahrzeugen entsprechen. Die Zu-

gänglichkeit der Grundstücke für die Feuerwehr ist im Rahmen der Ausführungs- und Geneh-

migungsplanung sicherzustellen. 

Die Löschwasserversorgung ist im Zuge der Erschließungsplanung in Abstimmung mit dem 

zuständigen Wasserversorgungsträger sowie der örtlichen Feuerwehr nachzuweisen. Die er-

forderlichen Löschwassermengen sind entsprechend den geltenden technischen Regelwer-

ken und den Anforderungen des Brandschutzes bereitzustellen. 

Weitere Einzelheiten zum vorbeugenden Brandschutz, insbesondere hinsichtlich der Lösch-

wasserversorgung, der Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sowie der Ret-

tungswege, werden im Rahmen der Erschließungsplanung und der nachfolgenden Baugeneh-

migungsverfahren geregelt. 

 

 

11.3 Oberflächenentwässerung 

Für die Entwässerung des Plangebietes wurde eine wasserwirtschaftliche Vorplanung erar-

beitet, die für das Plangebiet auf einer weitgehenden Rückhaltung und Versickerung des Nie-

derschlagswassers basiert (IPW, s. Anlage). Das auf den privaten Grundstücken anfallende 

Niederschlagswasser ist dezentral auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. Hierzu sind 

oberflächennahe Versickerungsanlagen, beispielsweise Mulden oder Mulden-Rigolen-Sys-

teme, vorzusehen. Zusätzlich ist das auf Dachflächen anfallende Niederschlagswasser in Zis-

ternen zwischenzuspeichern. 

Die öffentliche Niederschlagswasserentsorgung erfolgt über Regenwasserkanäle mit Ablei-

tung in die innerhalb der öffentlichen Grünflächen vorgesehenen Versickerungsmulden. Diese 

dienen neben der Regenwasserversickerung auch der Rückhaltung von Niederschlagswasser 

bei Starkregenereignissen. 

Zur Starkregenvorsorge wird die Straßen- und Geländegestaltung so ausgeführt, dass ober-

flächige Notwasserwege entstehen. Bei außergewöhnlichen Niederschlagsereignissen kann 

das nicht unmittelbar versickernde Oberflächenwasser kontrolliert über Straßenflächen, Mul-
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den und Grünzüge in die vorgesehenen Rückhalte- und Versickerungsbereiche geleitet wer-

den. Die tiefste Stelle des Plangebietes befindet sich am westlichen Plangebietsrand, sodass 

die Entwässerung hierauf ausgerichtet wird. 

Durch die vorgesehenen Maßnahmen wird das Überflutungsrisiko für Gebäude und Grundstü-

cke deutlich reduziert und gleichzeitig der natürliche Wasserhaushalt gestärkt. 

 

 

11.4 Schmutzwasserentsorgung 

Die Schmutzwasserbeseitigung des Plangebietes erfolgt durch Anschluss an das bestehende 

öffentliche Kanalnetz der Stadt Rahden. Der Anschlusspunkt befindet sich aufgrund der vor-

handenen Geländeverhältnisse im nordwestlichen Bereich des Plangebietes mit Anschluss an 

die vorhandene Kanalisation in der Straße „Im Mühlenfeld“. Die geplante Kanalisation wird so 

dimensioniert, dass die innerhalb des Plangebietes anfallenden Abwassermengen ordnungs-

gemäß aufgenommen und abgeleitet werden können. Die gewählte Erschließungs- und Ka-

nalstruktur berücksichtigt zudem die Möglichkeit einer zukünftigen Erweiterung des Baugebie-

tes in östlicher Richtung. Dadurch können weitere Bauabschnitte ohne grundlegende Ände-

rungen an der bestehenden Entwässerungsinfrastruktur angeschlossen werden. 

 

 

11.5 Abfallbeseitigung 

Unter Beachtung der Bestimmungen des geltenden Abfallgesetzes werden die anfallenden 

Abfallstoffe durch die örtliche Müllabfuhr eingesammelt und ordnungsgemäß entsorgt. Inner-

halb des Gemeindegebietes werden in ausreichendem Maße an geeigneten Stellen Depot-

Container zur Sammlung wiederverwertbarer Abfallstoffe aufgestellt.  

 

 

12 Berücksichtigung der Umweltbelange, Artenschutz 

Die Belange des Umweltschutzes gemäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB sowie die Anforderungen des 

allgemeinen und besonderen Artenschutzes nach §§ 39 u. 44 BNatSchG sind im Rahmen der 

Bauleitplanung zu berücksichtigen. Eine Prüfung der relevanten Schutzgüter sowie der arten-

schutzrechtlichen Erfordernisse erfolgt im Zuge der umweltbezogenen Fachbeiträge (insb. 

Umweltbericht und Artenschutzprüfung Stufe I u. II). 

Für die vorliegende Planung liegt eine Artenschutzprüfung vor (IPW, s. Anlage), basierend auf 

einer Brutvogelerfassung aus dem Jahre 2019. Aufgrund des Alters dieser Erfassung erfolgte 

zusätzlich eine Plausibilitätsprüfung der Kartierdaten (IPW, s. Anlage). Im Ergebnis wurde fest-

gestellt, dass die Datengrundlage als Ergebnis der faunistischen Erfassungen aus dem Jahr 

2019 weiterhin als ausreichend aktuell betrachtet werden kann. Ein zusätzlicher Erkenntnis-

gewinn oder ein zusätzliches Erfordernis weiterer Vermeidungs-/ oder Ausgleichsmaßnah-

men, die über die aktuell erforderlich werdenden Maßnahmen für die 2019 festgestellten Tier-

arten und deren Raumnutzung hinausgehen würden, ist durch Neukartierungen oder weitere 

Untersuchungen nicht erkennbar und auch nicht zu erwarten. 
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Insgesamt lässt sich im Ergebnis der Artenschutzprüfung festhalten, dass die Erfüllung der 

artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG mittels allgemeiner Ver-

meidungsmaßnahmen (zeitliche Beschränkung der Baufeldräumung) abgewendet werden 

kann. 

Zur frühzeitigen und zielgerichteten Abstimmung des Untersuchungsrahmens wurde eine Sco-

ping-Unterlage erstellt (IPW, s. Anlage). Ziel dieser Unterlage ist es, den Inhalt, Umfang und 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzulegen und die maßgeblichen Umweltbelange und 

Schutzgüter im konkreten Planungszusammenhang darzustellen. Die Scoping-Unterlage dient 

als Grundlage für die Beteiligung der zuständigen Fachbehörden nach § 4 (1) BauGB und 

ermöglicht eine effektive Vorbereitung des Umweltberichts. 

 

 

13 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Mit der Planung werden die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung gemäß § 1 

(5) und § 1a BauGB berücksichtigt. Die Entwicklung der Wohnbauflächen erfolgt unmittelbar 

angrenzend an bestehende Siedlungsbereiche und trägt damit zu einer flächensparenden und 

ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung bei. Durch die Festsetzung öffentlicher Grünflä-

chen, die Begrünungspflicht auf den privaten Grundstücken sowie die Vorgaben zur wasser-

durchlässigen Gestaltung von Zufahrten und Wegen werden positive Auswirkungen auf das 

Mikroklima erzielt. Die vorgesehenen Baumpflanzungen fördern die Verschattung, verbessern 

die Luftqualität und erhöhen die Verdunstungsleistung innerhalb des Wohngebietes. Ein we-

sentlicher Beitrag zur Klimaanpassung wird durch das nachhaltige Niederschlagswasserma-

nagement geleistet. Die dezentrale Versickerung, die Speicherung von Regenwasser in Zis-

ternen sowie die Anlage von Versickerungs- und Rückhalteflächen tragen dazu bei, die Folgen 

zunehmender Starkregenereignisse zu minimieren und den natürlichen Wasserkreislauf zu 

unterstützen. Die planungsrechtlichen Festsetzungen stehen der Nutzung regenerativer Ener-

gien nicht entgegen. Die Dachflächen der geplanten Wohngebäude eignen sich grundsätzlich 

für die Nutzung solarer Strahlungsenergie durch Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen. Da-

mit werden die Voraussetzungen für eine energieeffiziente und klimagerechte Quartiersent-

wicklung geschaffen. 

 

 

14 Nachrichtliche Übernahme 

14.1 110-kV-Freileitung 

Durch den westlichen Bereich des Plangebietes verläuft eine 110-kV-Freileitung mit zugehöri-

gem Maststandort. Die Leitung einschließlich des beidseitig jeweils 20 m breiten Schutzstrei-

fens wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. 

Die nachrichtliche Darstellung dient der Information über die bestehende Versorgungseinrich-

tung und die daraus resultierenden Nutzungsbeschränkungen. Innerhalb des Schutzstreifens 

sind die Anforderungen des Leitungsbetreibers insbesondere hinsichtlich der Errichtung bau-

licher Anlagen, der Geländeveränderungen sowie von Anpflanzungen zu beachten. Zur Ver-

meidung von Nutzungskonflikten wird der von der Freileitung betroffene Bereich überwiegend 

als öffentliche Grünfläche festgesetzt. Die Funktion und Sicherheit der Hochspannungsleitung 

bleiben dadurch dauerhaft gewährleistet. 
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14.2 Bauverbotszone gem. § 9 (1) FStrG 

Entlang der westlich an das Plangebiet angrenzenden B 239 besteht gemäß § 9 (1) FStrG 

eine Bauverbotszone. Innerhalb dieses Bereiches dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrten 

grundsätzlich keine Hochbauten und bestimmte sonstige bauliche Anlagen errichtet werden. 

Die Bauverbotszone wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen, um auf die be-

stehenden straßenrechtlichen Restriktionen hinzuweisen und die Belange der Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs zu berücksichtigen. Gleichzeitig wird die betroffene Fläche im Be-

bauungsplan überwiegend als öffentliche Grünfläche festgesetzt, sodass die Anforderungen 

des Bundesfernstraßenrechts berücksichtigt und Nutzungskonflikte mit der geplanten Wohn-

bebauung vermieden werden. 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ist die Errichtung eines Lärmschutzwalls vorgesehen, 

der dem Schutz der geplanten Wohnbebauung vor den Verkehrslärmimmissionen der Bun-

desstraße dient. Der Wall ergänzt die entlang der Bundesstraße bereits vorhandenen Lärm-

schutzmaßnahmen, da sich nördlich des Plangebietes außerhalb des Geltungsbereiches be-

reits vergleichbare Lärmschutzeinrichtungen befinden. Die konkrete Ausgestaltung und Um-

setzung des Walls erfolgt unter Berücksichtigung der Anforderungen des Straßenbaulastträ-

gers sowie weiterer betroffener Leitungsträger. 

Die nachrichtliche Übernahme dient im Übrigen ausschließlich der Information über die gel-

tenden fachrechtlichen Vorgaben; eigenständige planungsrechtliche Festsetzungen werden 

hierdurch nicht getroffen. 

 

 

15 Abschließende Erläuterungen 

15.1 Altlasten 

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen keine Hinweise auf Altlasten, Altablagerungen oder 

sonstige schädliche Bodenveränderungen innerhalb des Plangebietes vor. Auch für die nähere 

Umgebung sind keine entsprechenden Belastungen bekannt. Sollten im Zuge von Bauarbeiten 

bislang unbekannte Bodenverunreinigungen festgestellt werden, sind die zuständigen Behör-

den unverzüglich zu informieren und die erforderlichen Maßnahmen abzustimmen. 

 

 

15.2 Kampfmittel / Rüstungsaltlasten 

Es liegen derzeit keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln innerhalb des Plan-

gebietes vor. Dennoch kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, dass bei Erdarbeiten 

Kampfmittelfunde auftreten. Werden im Rahmen von Bauarbeiten verdächtige Gegenstände 

oder Hinweise auf Kampfmittel festgestellt, sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die 

zuständigen Behörden zu benachrichtigen. 
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15.3 Bodendenkmale 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb des Plangebietes sowie in dessen näherer 

Umgebung keine Bodendenkmale bekannt. Da archäologische Bodenfunde grundsätzlich 

nicht ausgeschlossen werden können, sind bei deren Entdeckung die gesetzlichen Melde-

pflichten gemäß Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

 

 

15.4 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes und seiner näheren Umgebung sind nach aktuellem Kenntnisstand 

keine Baudenkmale vorhanden, die durch die Planung beeinträchtigt werden könnten. Belange 

des Denkmalschutzes stehen der Umsetzung der Planung daher nicht entgegen. 

 

 

16 Bearbeitungs- und Verfahrensvermerk 

Der Bebauungsplan Nr. 100 „Nördlich Osnabrücker Straße“ wurde in Abstimmung und im Ein-

vernehmen mit der Stadt Rahden ausgearbeitet. 

 

Wallenhorst, __.__.____  

IPW INGENIEURPLANUNG GmbH & Co. KG ………………………………….. 

 Matthias Desmarowitz 

 

 

Diese Begründung zum Bebauungsplan Nr. 100 „Nördlich Osnabrücker Straße“ hat dem Rat 

der Stadt Rahden beim Satzungsbeschluss in seiner Sitzung am __.__.____ vorgelegen. 

 

Rahden, __.__.____ 

Der Bürgermeister  In Vertretung …………………………………..

 (Siegel)  (Drunagel) 

 

 


